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Stress lass nach!
Psychische Belastungen
am Arbeitsplatz
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Griechischer Wein 
und altvertraute Lieder

Schluss mit Folklore und sehnsuchtsvollen Schlagern.
Schluss mit Schwärmen von griechischer Lebensart, 
Feta, Oliven, Sonne, Strand und Meer. Das Ressentiment
hält Einzug. Die „Pleite-Griechen, die nun auch noch
streiken“, überlagern das Bild vom freundlichen Dimitrios
oder Jannis, der doch immer so nett noch einen Raki
spendiert hat. Idealisierung und Verteufelung liegen –
nicht nur in diesem Falle – nah beieinander.

Was ist los in Griechenland?

Seit vier Jahren herrscht Rezession, d.h. die Wirtschaft
schrumpft. Am Ende könnte die Wirtschaftsleistung ein
Fünftel geringer sein als 2007. Dennoch ist das Haus -
haltsdefizit von 15,4 Prozent (2009) auf 9,7 Prozent
(2011) verringert worden, um die Sparvorgaben von EU,
EZB und allen anderen Rettern und Retterinnen einzu-
halten. Das ist nicht ganz gelungen. Ziel um 2 Milliarden
verfehlt, aber die vollzogenen Kürzungen haben ihren
Preis: Die Arbeitslosenquote liegt bei knapp 19 Prozent,
fast jeder zweite Jugendliche ist ohne Arbeit. 
Weitere massive Entlassungen – 150.000 Beschäftigte 
im  öffentlichen Dienst – sollen folgen. Löhne um 10,
Beamtenbezüge um 30 bis 40 Prozent rasiert. Renten,
Pensionen – auch drastisch gekürzt – und nun soll auch
noch der Mindestlohn gesenkt werden in Richtung 
600 Euro monatlich. Gleichzeitig sind Mehrwertsteuer
auf 23 Prozent und Mineralölsteuer auf 40 Prozent
erhöht. 

Hätten wir hier in Deutschland eine Sparvorgabe in
 gleicher Höhe zu bewältigen, müssten 500 Milliarden
Euro jährlich eingespart werden. Ja, was glauben wir
denn, was dann hier los wäre??

Griechenland braucht nicht nur Sparvorgaben, Griechen -
land braucht Hilfe. Ein kontrolliertes Investitions -
programm, das Reformen in Wirtschaft und Verwaltung,
Infrastruktur-Maßnahmen, Investitionen in Klein- und
Mittelbetrieben und Stärkung der Binnennachfrage
ermöglicht, wäre ein neues statt ein altvertrautes Lied.
Solidarität mit Griechenland und unseren griechischen
Kolleginnen und Kollegen ist das Gebot der Stunde. W
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SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN

„Im Magen liegen“

„Weiche Knie bekommen“

„Die Nase voll haben“
 „Viel um die 
 Ohren haben“

„Sich den Kopf
          zerbrechen“

VON ANKE THOREIN

Diese alten Redewendungen sind immer noch aktuell. Denn sie
signalisieren körperliche und/oder psychische Fehlbelastungen.

Allerdings haben psychische Fehlbelastungen am Arbeitsplatz –
auch oder gerade besonders – im Dienstleistungsbereich stark zu-
genommen, ist doch die interaktive Arbeit mit Kundinnen und
Kunden, Klienten und Klientinnen eine Besonderheit für den
Dienstleistungsbereich. Wenn auch die Tätigkeiten hierbei sehr
unterschiedlich sind – man denke z. B. an Beschäftige in Call -
centern, an eine Friseurin, an eine Organisationsberaterin etc. – so
haben sie eines gemeinsam: Sie müssen eine Dienstleistung unmit-
telbar, in Zusammenarbeit mit der Kundin/mit dem Kunden ab -
schließend erstellen – also interaktiv. Damit verbunden ist u.a., sich
häufig auf andere Menschen einzustellen, mit jeweils unterschied-
lichen Erwartungen konfrontiert zu sein und den Spagat zwischen
betrieblichen Vorgaben und einer Kundenorientierung hinzube -
kommen.

Eine psychische Fehlbelastung ist dann vorhanden, wenn auf-
grund organisatorischer Vorgaben, organisatorischer und techni-
scher Bedingungen das Arbeitshandeln der Beschäftigten er -
schwert oder sogar blockiert werden. Das kann passieren, wenn es
im Falle der Callcenter-Agentin verbindliche Floskeln zur Be grüßung
und am Ende des Telefonates vorgegeben werden, wenn die Soft -
ware mehr eine Belastungsquelle als eine Unter stützung für die
Tätigkeit darstellt und die Arbeitsteilung so zugeschnitten ist, dass
die Arbeitsaufgaben einer geringen sachlich-inhaltlichen An for de -
rung bedarf und diese Arbeitsteilung eine Art Unter for derung dar-
stellt, obwohl die Konzentrationsleistung und der Zeit druck enorm
sind.

Die Fehlbeanspruchung der Beschäftigten spiegelt sich auch in
einer starken Zunahme der Arbeitsunfähigkeit wegen psychischer
Erkrankungen wider:
W Seit 1998 stiegen die Fehltage aufgrund von psychischen Er -

krankungen – insbesondere von 2009 bis 2010, nämlich um
13,5 Prozent. Das war die höchste Steigerung unter allen die
Arbeitsunfähigkeit verursachenden Krankheitsarten. 

W Insgesamt spielen Depressionen, Angsterkrankungen und ande-
re psychische Erkrankungen eine fast doppelt so große Rolle wie
noch 1998! 

W Zudem dauern psychische Erkrankungen besonders lange:
durch schnittlich 28,9 Tage – die durchschnittliche Falldauer be -
trägt 11,3 Tage.

W Die Rentenzugänge wegen verminderter Erwerbsfähigkeit auf-
grund von psychischen Störungen verzeichneten über die Jahre
hinweg ebenfalls eine Steigerung: Zwischen 1993 zu 2010 (d.h.
in 18 Jahren) gab es eine Steigerung von 71 Prozent. (Quelle:
Jahr buch Gute Arbeit 2012)

Stress im Büro
Psychische Belastungen am Arbeitsplatz nehmen zu. Das zeigen die

Befragungen zum Index Gute Arbeit, die der DGB und ver.di vornehmen

Unbeachtet sind hierbei die somatischen Erkrankungen, bei
denen wesentliche Ursachen in der Psyche liegen können. 

Dass immer mehr Beschäftigte und Beschäftigtengruppen „aus-
brennen“, ist bei der gestiegenen Arbeitsintensität in allen Be rei -
chen in der heutigen Zeit also kein Wunder. So macht es doch
betroffen, wenn – als ein Beispiel – der Umfang der Arbeits unfähig -
keitstage im BKK Bereich aufgrund von Burn-out um das Vierzehn -
fache von 2004 bis 2010 gestiegen ist. (Jahrbuch Gute Arbeit
2012 :70)

Dass die Beschäftigten gehetzt sind, zeigen die Ergebnisse der
Repräsentativbefragung (2009) zum Index Gute Arbeit: Hier gaben
mehr als über 1/3 (35 Prozent) der Beschäftigten im Dienstl eis -
tungs bereich an, dass sie sich in sehr hohem bzw. in hohem Maße
gehetzt fühlen und Zeitdruck haben. 

Beschäftigte mit starkem Zeitdruck im Dienstleistungssektor ga -
ben als Ursache an, zu:
W 38 Prozent Produktionszahlen, Umsatz- oder Zielvorgaben, 
W 65 Prozent zu knappe Personalbemessung, Personalengpässe, 
W 47 Prozent zu knapp vorgegebene Termine.

Arbeitsbedingter Stress wird zudem auch durch unzureichende
Handlungsspielräume und Ressourcen für Beschäftigte bzw. durch
mangelnde Arbeitsorganisation und schlecht aufeinander abge-
stimmte Arbeitsabläufe gefördert. Bereits wenige Ergebnisse aus
der o.g. Sonderauswertung geben Arbeitsbedingungen wieder, die
den Zeitdruck und den Stress weiter erhöhen. Es berichten zu
W 55 Prozent über zu viele gleichzeitig zu bearbeitende Abläufe, 
W 47 Prozent über Störungen durch ungeplante Zusatzaufgaben,
W 38 Prozent über Druck durch Vorgesetzten,
W 33 Prozent über gar keine oder nur geringe Wertschätzung von

Seiten der Vorgesetzten,
W 26 Prozent über unklare Anweisungen durch die Vorgesetzten,
W 63 Prozent über keine oder geringe Unterstützung bei Quali -

fizierungswünschen mit konkreten Angeboten 
(jeweils prozentualer Anteil der Beschäftigten im Dienstleis -
tungs sektor).

Mit der Ressource Gesundheit wird viel zu häufig in unverant-
wortlicher Weise umgegangen: nicht nur mit der jedes Einzelnen,
für den Gesundheit ein hohes Gut ist, sondern auch mit einer
Ressource, die eine tragende Rolle für eine positiv nachhaltige be -
triebliche Entwicklung darstellt.

Die ver.di-Initiative Gute Arbeit zielt direkt auf die Minimierung
der Faktoren, die aus Sicht der Beschäftigten psychische Fehl belas -
tungen nach sich ziehen und versucht gemeinsam mit den Be -
schäftigten Fehlentwicklungen in Betrieben und Verwaltungen ent-
gegen zu treten. W
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SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN

Arbeiten bis zur Rente?

Wir alle wissen, dass die Kolleginnen und Kollegen im Callcenter
starken Belastungen am Arbeitsplatz ausgesetzt sind. Wie lange
kann man diese Tätigkeit ausüben? Die Beantwortung dieser Fra -
ge war eindeutig: 61,7 Prozent meinen, dass sie ihren Job nicht
bis zur Rente ausüben können, nur 19,1 Prozent halten dies für
möglich.

Bitte denken Sie einmal an ihren Gesundheitszustand: Meinen Sie,
dass Sie unter den derzeitigen Anforderungen ihre jetzige Tätigkeit
bis zum Rentenalter (65+) ausüben können?

In unserer Umfrage war ein weiteres wichtiges Thema die Ver -
gütung der Tätigkeit. Nur 23,3 Prozent halten das Einkommen für
angemessen, aber für 75,9 Prozent ist es unzureichend.

Das Einkommen reicht nicht aus, so urteilten 60,9 Prozent der
Befragten, nur 38,3 Prozent meinten, es reiche gerade so aus.

Deshalb müssen die Entgelte und weitere Leistungen endlich
über tarifvertragliche Regelungen abgesichert und verbessert wer-
den (siehe dazu den Artikel auf Seite 8).

Für uns gilt es darüber hinaus, die Belastungen der Kolleginnen
und Kollegen noch stärker als bisher zu reduzieren, deshalb wer-
den wir im betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz noch
intensiver tätig werden müssen, um die berechtigten Interessen
der Beschäftigten noch besser zu schützen und den betrieblichen
Interessenvertretern vermehrte Unterstützungsangebote zu ma -
chen. W

Ulrich Beiderwieden

Um die Situation der Beschäftigten, ihre Arbeitsbedingungen und
Belastungen in der täglichen Arbeit bei Callcenter-Dienst leistern

besser beurteilen zu können, hat ver.di eine Umfrage unter organi-
sierten Kolleginnen und Kollegen durchgeführt. Grundlage war da -
bei der DGB-Index Gute Arbeit. Die Ergebnisse geben einen de tail -
lierten Überblick, wie die Be schäftigten ihre Arbeit einschätzen.

Allgemeine Auswertung

Bei der letzten allgemeinen branchenübergreifenden Auswertung
nach dem DGB-Index hatten in 2010 die Beschäftigten folgendes
Urteil abgegeben:

W 15 Prozent haben das Urteil Gute Arbeit abgegeben
W 52 Prozent urteilten mittelmäßige Arbeit
W 33 Prozent gaben das Urteil schlechte Arbeit ab.

Callcenter Befragung

Bei den Rückläufern unserer Umfrage aus den Callcentern fiel das
Urteil wesentlich negativer aus:
W lediglich 3 Prozent der Befragten urteilten gute Arbeit
W 14 Prozent sprachen sich für mittelmäßige Arbeit aus, aber
W 83 Prozent stellten schlechte Arbeit fest.

Diese Ergebnisse wurden bei der Auswertung weiterer Frage stel -
lun gen bestätigt:
W 88,7 Prozent der Befragten vermissen die Anerkennung ihrer

Arbeit
W 78,4 Prozent fühlen sich leer und ausgebrannt nach der Arbeit
W 68,7 Prozent erleben ihre Arbeitssituation oft als frustrierend
W 67,5 Prozent vermissen eine richtige Erholung nach der Ar beit

Dies alles führt bei den Beschäftigten auch zu starken physischen
und psychischen Belastungen, die in der Frage mündeten: Hal ten
Sie einen Arbeitgeberwechsel für möglich?
W 82,8 Prozent der Befragten halten dies für möglich! 

Ergebnisse einer ver.di-Umfrage zum Arbeitsdruck

bei Callcenter-Beschäftigten

Beispiel
Callcenter
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SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN

* „Arbeit ohne Ende“. Brafo-Online-Umfrage zur Arbeitssituation 2007, Teilnahme
1.464 Befragte von AC Nielsen, GfK, psyma, TNS Emnid und TNS Infratest

W 87 Prozent sagen, ihr Einkommen reicht gerade/reicht nicht aus,
um ihre Existenz zu sichern. Nebentätigkeiten sind erforderlich,
belasten zusätzlich und lassen keinen Freiraum für notwendige
Entspannung. 

W 73 Prozent sagen, sie fühlen sich durch Arbeits verdich tung/
Leis tungsdruck belastet. Immer geringere Personaldecke, immer
höhere Flexibilität der Arbeitszeit bei langen Öffnungszeiten,
immer höhere Erwartungen an Umsatz/Ertrag von Seiten der
Arbeitgeber fordern ihren Tribut.

W 7 Prozent erfahren genügend Anerkennung und Wertschätzung
für ihre Tätigkeit. Die übrigen sind Verlierer und erfahren hohen
Druck von Vorgesetzten. Ist Mann/Frau der/die Richtige am rich-
tigen Platz? Demotivation und oftmals Krankheit sind das Er -
gebnis.

W 84 Prozent geben an, sie leisten regelmäßig Mehrarbeit/Über -
stun  den. Dadurch ist eine entlastende Freizeitplanung nicht
mög    lich und fördert die Überbelastung.

Mittlerweile wurde das Problem der Überbelastung von verschiede-
nen Arbeitgebern erkannt. Teilweise werden Kurse angeboten,
damit die Beschäftigten lernen mit dem vorhandenen Druck umzu-
gehen. Massageangebote und Betriebssportgruppen sollen für
einen dringend erforderlichen Ausgleich sorgen. Ob dadurch die
Not gelindert werden kann? Die Ursache dafür ist nach wie vor vor-
handen. W

Annemarie Dinse

Unbeschwertes gut organisiertes Reisen – ein Traumjob für die
Beschäftigten in der Touristik?

Die Arbeit ist vielfältig, abwechslungsreich und interessant.
Aber: die Verdienste sind nicht traumhaft, stetiges Lernen ist erfor-
derlich um die Kunden kompetent beraten zu können. Dies erfolgt
oftmals in der Freizeit, weil die bezahlte Arbeitszeit dazu nicht im -
mer ausreicht. Arbeitsverdichtung, Fachkräftemangel, Leis tungs -
druck, mangelnde Wertschätzung durch Vorgesetzte hinterlassen
mittlerweile deutliche Spuren bei den Beschäftigten. Ausfälle we -
gen psychischer Erkrankungen und Burn-out nehmen zu. Viele kön-
nen nicht mehr bis zum gesetzlichen Renteneintrittsalter arbeiten
und nehmen bei vorzeitiger Beendigung der aktiven Arbeitszeit
Kürzungen bei der Altersrente in Kauf. 

Eine Umfrage bei den Beschäftigten in der Touristik, nicht nur
bei Mitgliedern von ver.di hat Folgendes ergeben:

Ergebnisse einer Umfrage zum Arbeitsdruck bei

Beschäftigten in der Touristik

Beispiel
Touristik

gerungsraten vor allem im Umsatz und Profit vor. Auf der einen
Seite werden durchaus auch Chancen für Erfolgserlebnisse gebo-
ten, etwa wenn man bessere Resultate als die (interne und externe)
Konkurrenz aufweisen kann. Die andere Seite ist die spezifische
Belastungserzeugung: So werden die verlangten jährlichen Steige -
rungsraten als dauernd wachsende (Über-) Beanspruchung erlebt,
die zunehmend Stress und Gefühle der psychischen Er schöpfung
(Burn-out) erzeugen. Und gar manchem Kollegen erscheint die ei -
gene Leistungsfähigkeit gegenüber diesen dynamisch wachsenden
Anforderungen immer weniger ausreichend. Weil die Beleg schaf -
ten Leistungsorientierung verinnerlicht haben, wird Misserfolg zu -
nehmend als individuelles Versagen erlebt.

Auch ständige Umstrukturierungen der Unternehmen und Ab -
teilungen gehören in den letzten Jahren ebenso zum Alltag der
Beschäftigten und tragen mit zur Leistungsverdichtung bei. Denn
sie gehen in der Regel mit Personalabbau einher. Der wiederholte
Personalabbau hat nicht nur gravierende Folgen auf die Unter -
nehmenskultur („weniger Zusammenhalt“), sondern mündet auch
in eine zunehmende Arbeitsbelastung für die immer kleiner wer-
denden Belegschaften. Eine weitere Konsequenz dieser permanen-
ten Umbaumaßnahmen ist, dass die Teambildung erschwert wird.

Viele Kolleg/innen fühlen sich diesen Vorgängen ausgeliefert. W

Stephan Tregel

Leistungsdruck und Arbeitsdichte nehmen zu. Einer Umfrage des
Betriebsrätearbeitskreises der Marktforschungsinstitute (brafo)*

zufolge erleben die Beschäftigten in dieser Branche beides vor
allem als wachsenden Marktdruck, zunehmenden inner betrieb -
lichen Wettbewerb und Rückgang des Teamzusammenhalts (siehe
Grafiken: http://besondere-dienste-hessen.verdi.de/branchen_
im_fachbereich/beratung_pruefung_marktforschung/markt-
forschung). Die Auswirkungen dieser zunehmenden Arbeits belas -
tung sprechen eine deutliche Sprache: Die Mehrheit der befragten
Kolleg/innen fühlt sich negativ gestresst, fast die Hälfte hat Angst
vor Arbeitsverlust und fast 60 Prozent verspüren eine sinkende
Arbeitsmotivation. Für diese Verschlechterung der Arbeits bedin -
gungen gibt es vielfältige Gründe.

In der Mafo-Branche werden Systeme der Leistungssteuerung
und -verdichtung konsequent umgesetzt. Insbesondere in Re -
search-Abteilungen geben die Unternehmensleitungen den Kol -
leg/ in nen jährliche Ertragsziele vor. Diese Ziele sehen jährliche Stei -

Steigender Marktdruck und ständige Restrukturie -

rungen erzeugen Stress in der Marktforschung

Beispiel
Marktforschung
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„Gefährdungen
beurteilen“

die besonderen: Die psychischen Belastungen am Arbeits-
platz steigen seit Jahren an. Das lässt sich aus entsprechenden 
Daten der Krankenkassen ablesen. Wie sehen die Daten 
der Umfrage „Gute Arbeit“ zu dieser Thematik im Bereich der
Dienst leistungs berufe aus? 

Hans-Joachim Schulz: Man muss sich zunächst klar machen,
was psychisch belastend auf jeden Einzelnen, wenn auch unter-
schiedlich, wirken kann: Da sind zunächst die Sorge um den
Arbeitsplatz, die Feststellung, dass das Einkommen zum Leben
nicht ausreicht, da spielen ein defizitäres, Stress auslösendes
Führungsverhalten eine Rolle, das dem Einzelnen keine
Anerkennung und Wertschätzung entgegen bringt oder eine
berufliche Weiterentwicklung nicht unterstützt, da werden die
Beschäftigten im permanenten, wechselnden Kundenkontakt
emotional gefordert und da ist das derzeitige Hauptthema 
einer permanenten Leistungsverdichtung. Die aktuellsten Zahlen
der Repräsentativerhebung des DGB aus 2011 besagen, dass 
63 Prozent der Beschäftigten wahrnehmen, dass sie in den
 letzten Jahren immer mehr in der gleichen Zeit leisten müssen. 
Unter Zeitdruck in (sehr) hohem Maße sehen sich 35 Prozent 
der Beschäftigten aller Dienstleistungsbranchen. In einzelnen
Branchen liegen die Anteile noch deutlich höher, so z.B. im
Transport und Verkehr mit 44 Prozent oder im
Gesundheitswesen mit 47 Prozent.

Menschen, die wiederholt im Jahr krank zur Arbeit gehen 
(in 2011 die Hälfte aller Beschäftigten), die ständig gehetzt sind,
werden ihre Arbeitsfähigkeit nicht erhalten können und – nach
Einschätzung der Befragten – ihre Tätigkeit nicht bis zum
Renten alter durchhalten. All dies kann man in der ver.di-Arbeits -
berichterstattung, in der Beschäftigte aus den Dienstleistungs -
bereichen ihre Arbeitsbedingungen beurteilen, oder in den
Broschüren zum DGB-Index im Detail nachlesen.

Was ist die Ursache für diesen allgemeinen Trend?

Vielerorts ist es der Versuch, Produktivitätssteigerungen und
Kostensenkungen ohne Rücksicht auf die Gesundheit und den
Erhalt der Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten durchzusetzen.
Dabei wird dies nicht selten auch für die Unternehmen, die in
dieser Weise vorgehen kontraproduktiv, so wenn Präsentismus,
also krank zur Arbeit gehen, zu deutlichen Qualitätseinbußen
führt, oder qualifizierte Fachkräfte das Unternehmen verlassen,
um sich gesundheitsförderlichere Arbeitsbedingungen zu
suchen.

Was bedeuten diese Umfrage-Ergebnisse für ver.di? 
Muss die Gewerkschaft hier tätig werden? 

Die Beschäftigten, ihre Probleme und Bedarfe, stehen im  
Mittel punkt unserer Aufmerksamkeit und unserer Arbeit als
Interessen vertreter in ver.di. Das Interesse unter den Beschäf tig -
ten an guter Arbeit, d.h. eben auch an einer gesundheits -
förderlichen Arbeit mit geringen psychischen Belastungen ist
 riesig. So zeigen es auch unsere betrieblichen Erhebungen: 
Die Kolleginnen und Kollegen sind in der Mehrheit bereit, sich
für eine Verbesserung ihrer Bedingungen einzusetzen. Der
Auftrag an ver.di ist also klar.

Was können Betriebsrät/innen für ihre Kolleg/innen tun?

Als Interessenvertretungen sollten sie gemeinsam mit ihren
Kolleginnen und Kollegen die Arbeitsbedingungen im Betrieb
und die damit verbundenen (psychischen) Belastungen ein -
schätzen. Auf dieser Grundlage sollten dann, wiederum unter
Beteiligung der Beschäftigten, auf die betriebliche Situation
bezogene Maßnahmen entwickelt und durchgesetzt werden.
Zur Verringerung des Zeitdrucks etwa liegen die Stellschrauben
nach Einschätzung der Beschäftigten in der Personalbemessung,
der Termin- und Zeitplanung, der klaren Arbeitsorganisation 
und des Informationsflusses sowie last, but not least im Einfluss
auf die Arbeitsmenge.

Instrumente und Unterstützung sowie Informationen, wie
man vorgehen kann, finden sich bei ver.di. Entscheidend dabei
ist, beteiligungsorientierte Vorgehensweisen zu entwickeln, 
die die Interessen der Beschäftigten zum Ausgangspunkt
machen, vorhandenes Wissen einbinden und der Durchsetzung 
von Verbesserungen die notwendige Schubkraft verleihen.

Welche politischen Forderungen ergeben sich aus ver.di-Sicht?

Der Gesetzgeber hat mit der Gefährdungsbeurteilung ein
Instrument geschaffen, das geeignet ist, psychische Belastungen
– übrigens unter Beteiligung der Beschäftigten – zu erfassen und
in der Folge zu verringern. Das Problem ist jedoch, dass dies
Instrument in vielen Betrieben, so berichten es Beschäftigte und
Experten, nicht oder nicht hinreichend zur Anwendung kommt.
Hier muss dringend für die Durchsetzung gesorgt werden. W

Weitere Informationen: www.verdi-gute-arbeit.de

Fragen: Uta von Schrenk

Interview mit Hans-Joachim Schulz, Leiter des 

Bereichs „Innovation und Gute Arbeit“ bei ver.di

SCHWERPUNKT:  PSYCHISCHE  BELASTUNGEN
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MESSEN  UND VERBÄNDE

anderem zur Dienst plan gestal tung, Arbeitszeit, Einsatz von elektro-
nischen Me dien und Gewährung von Prämien. Ein weiterer Schritt
in der Weiterbildung kompetenter Be triebs räte wird ein zweitägi-
ges Seminar am 22. und 23. Mai 2012 zum Thema „Ge fährdungs-
Analyse“ sein. Die Arbeit in Messe   hallen und Kongresszentren birgt
viele Gefahrenquellen, aber auch ein nicht sachgerecht eingerichte-
ter Büro-Arbeitsplatz und vor allem die psychische Belastung im
Veranstaltungsbereich bedeuten ein Risiko für die Gesundheit der/
des Arbeitnehmer/in.

„Ich fühle mich bestätigt, dass die Arbeits verdichtung und der
Stress in unserer Branche immer mehr zunimmt und wir hier Ant -
worten entwickeln müssen“, so Roberto Alcaide, Betriebsrat der
Karlsruher Messe- und Kongress-Gesellschaft, Fachbereichs vor -
sitzender im ver.di-Bezirk Mittelbaden-Nordschwarzwald und Mit -
glied auf Landesebene in Baden-Württemberg. „Dieses Netz werk
ist zukunftsweisend, da informativ, praxisnah und flächendeckend
– einen herzlichen Dank an meine Gewerkschaft ver.di. Ohne sie
würde ich in meinem eigenen Saft schmoren“, so Kollege Alcaide
weiter.

Alle Anwesenden waren mit den Inhalten und der Gestaltung
des Seminars sehr zufrieden. Am Ende der fünf Tage hieß es: Neues
gelernt, viel ausgetauscht, tolle Kolleginnen und Kollegen wieder
getroffen und für 2013 wird wieder ein Branchentreffen organi-
siert. W

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

15Kolleg/innen aus dem gesamten Bundes gebiet trafen sich
zum jährlichen Be triebsräte-Seminar vom 22. bis 27. Januar

im ver.di-Bildungshaus Clara Sahlberg in Berlin-Wannsee. Betriebs -
rät/innen aus Hamburg, Köln, Düsseldorf, Dortmund, Nürnberg,
Karlsruhe und Essen waren gekommen.

Erstmalig wurde dieses Treffen vor mehr als 30 Jahren ins Leben
gerufen und in den letzten Jah ren von Claudia Wörmann-Adam,
Vorsitzende des Bundesfachbereichs Besondere Dienstleis tungen
bei ver.di und Betriebsrats-Vorsitzende der Koelnmesse, organisiert.

Ein anspruchsvolles Programm war geboten: ein Bildungs -
seminar zu den aktuellen Themen „Demo grafische Entwicklung
 betrieblich gestalten“, „Soziale Netzwerke“ und „Aktuelle Recht -
sprechung im Arbeitsrecht“.

„Mit Professor Wolfgang Däubler haben wir immer einen exzel-
lenten Top-Referenten zu allen Neuentwicklungen im Arbeitsrecht.
Er begleitet uns seit vielen Jahren und davon profitieren wir immer
wieder“, urteilte Loretta Marsh, Betriebs ratsvorsitzende bei der
Hamburg Messe- und Kon  gress-Gesellschaft und Mitglied im ver.di-
Lan desfachbereichsvorstand in Hamburg.

Die Liste der Themen, die mit Professor Däubler erörtert wur-
den, war lang. Ein wichtiger Punkt war der Themenkomplex „Pre -
käre Beschäf tigung“ mit den Themen Scheinselbstständigkeit,
Werks verträge und Leiharbeit. Vertieft wurden auch Fragen unter

Nach der Eröffnung der Veranstaltung durch den Konzern -
betriebsratsvorsitzenden Albert Veldmann erläuterte der Vor -
standsvorsitzende der TÜV NORD AG, Dr. Guido Rettig, in seinem
Beitrag zum Thema „Mensch und Arbeit“ die Aufgabe der Füh -
rungskräfte im Unternehmen. Michael Sommer, Vorsitzender des
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB), referierte über die „Ar -
beit heute und morgen – für eine neue Ord nung der Arbeit.“

Den ersten Konferenztag beendete Professor Dr. phil. Dr. med.
Michael Kastner mit seinem Vortrag über das Thema Burn-out aus
arbeits- und organisations-psychologischer sowie arbeitsmedizini-
scher Sicht. Für alle Teilnehmenden war es eine rundum gelunge-
ne Ver anstaltung und sie hoffen auf eine Neuauflage in zwei
Jahren. W

Barbara Riedel

Anlässlich der Betriebsräteversammlung der TÜV NORD-
Gruppe am 23. und 24. Novem ber 2011 in Berlin präsentier-

te sich ver.di mit einem Informationsstand. Am Rande der Ver -
anstaltung, die unter dem Thema „Mensch und Arbeit“ stand,
fand ein reger Gedanken austausch mit den Betriebsrät/innen
statt. Neben vielfältigen Informationen zu ver.di, der anstehenden
Tarif runde und zum Thema „Gute Arbeit“, wurden die Aus -
wirkungen der Globa lisierung und neuer Kommunikations techno -
lo gien auf die Arbeitswelt diskutiert. Technik und Kapital sind
nicht mehr die alleinigen Kom po nenten, die den immer stärker
werdenden Wett bewerbsdruck beeinflussen. Viel mehr stellen die
Faktoren Qualität der Ar beit, Quali fizierung, Motivation, Ko -
operation und Krea tivität der Mit arbeiter/innen ganz wesentlich
den Erfolg eines Unternehmens sicher. 

Bundesweites Seminar für Betriebsrät/innen von Messe- und 

Kongress-Gesellschaften kam sehr gut an

Der Stress nimmt zu

TÜV NORD
ver.di informierte
Betriebsrät/innen
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CALLCENTER

Gründung weiter vorangetrieben wird, aber „die
großen Dienstleister der Branche müssen mitzie-
hen“. Herr Juraschek vom DDV verkündete, dass
er dem Arbeitgeberverband skeptisch gegenüber
stehe, da er diesem keine Repräsentativität zu -
traue. Zudem sieht er die Chancen einer All ge -
mein verbindlichkeitserklärung eines Mindest lohn -
tarifvertrages als gering an.

In einer sehr regen Diskussion verwiesen die
anwesenden Betriebsräte auf die teilweise immer
noch sehr geringen Grundlöhne von 6,50 bis 7
Euro und darauf, dass viele Beschäftigte am Ende
des Monats noch die Aufstockungsbeträge nach
Hartz IV erhalten und belegten dies durch eigene
Beispiele. „Eine Reihe von Beschäftigten würden
lieber heute als morgen den Arbeitgeber wech-
seln“ – dies belegen auch Ergebnisse einer ver.di-
Umfrage, nach der 82,8 Prozent einen Arbeit -
geberwechsel für möglich halten.

„Wenn die Interessenverbände im Callcenter-
Bereich sich nicht endlich auf den Weg machen,
einen zentralen Arbeitgeberverband zu gründen
und einen branchenbezogenen Mindestlohn mit
ver.di zu vereinbaren, wird der allgemeine gesetz-
liche Mindestlohn in Höhe von 8,50 Euro schnel-
ler Realität – eine spezifische Lösung für die Call -
center erübrigt sich dann“, so eine Ein schät zung
von Ulrich Beiderwieden. Interessant war in der
Diskussion die Aussage der Verbandsvertreter, sie
sähen durch die Schaffung eines Mindest lohnes
keine Arbeitsplätze gefährdet. Ganz im Gegen -
teil: Es gäbe sogar Dienstleister, die ihre Aus -
landsstandorte zwischenzeitlich wieder aufgelöst
hätten. 

Weitere Informationen: https://besondere-
dienste.verdi.de/branchen/callcenter W

VON ULRICH BEIDERWIEDEN UND
CHRISTIAN SZEPAN

Im Rahmen einer tarifpolitischen Tagung verab-
schiedeten die anwesenden Betriebsräte eine

Reso lution mit folgendem Aufruf: „Wir fordern
einen bundesweiten Mindestlohn für Beschäf tig -
te in Call- und Service-Centern – Callcenter Tarif -
vertrag JETZT!“

Dies als Ergebnis und Konsequenz einer Podi -
umsdiskussion über die Perspektiven eines bran-
chenbezogenen Mindestlohns und über ge nerelle
 tarifliche Regelungen bei der jeweils ein Vertre-
 ter vom Call Center Verband (CCV) sowie vom
Deut schen Dialogmarketing Verband (DDV) an -
wesend waren.

Ulrich Beiderwieden von ver.di forderte die
schnelle Bildung eines Arbeitgeberverbandes, um
einen Verhandlungspartner zu haben, mit dem
derartige Regelungen verbindlich verhandelt und
vereinbart werden können. Dies wurde unter-
stützt von Eckhard Arndt, Vorsitzender des Kon -
zernbetriebsrates walter services, dort gibt es
schon seit mehreren Jahren einen Rahmen tarif -
vertrag (RTV) und seit 2009 einen Entgelt tarif -
vertrag (ETV), beides mit ver.di vereinbart.

Herr Stockmann vom CCV verwies auf einen
Beschluss der Mitgliederversammlung vom No -
vem ber 2011, der die Beteiligung des CCV an ei -
nem Arbeitgeberverband ermöglicht und deren

Betriebsräte fordern Mindestlohn und Tarifverträge –

Diskussion mit Verbandsvertretern

Bei Anruf Mindestlohn

M E L D U N G E N

W TARIFABSCHLÜSSE
SPD Nordrhein-Westfalen
– Entgelterhöhung ab 01/2012

um 2,2 Prozent
– weitere Erhöhung ab 01/2013

um 2,0 Prozent
Laufzeit 24 Monate bis
12/2013

– Ausschluss betriebsbedingter
Kündigungen während der
Laufzeit dieses Tarifvertrages

– Erhöhung der Ausbildungs -
vergütungen um 44,12 Euro im
ersten, 45,46 Euro im zweiten
und 45,39 Euro im dritten
Ausbildungsjahr

– Aufnahme von Tarifverhand -
lungen über Altersteilzeit und
altersgerechtes Arbeiten

Bündnis 90/Die Grünen
Baden-Württemberg
– Einmalzahlung von 1.400 Euro
– zum 1.2. 2012 Steigerung um

2,3 Prozent
– zum 1.1. 2013 Steigerung um

2,5 Prozent
– Laufzeit 1. 8. 2011 bis

31.12.2013
– Vereinbarung zur Verhandlung

über AZ-Fragen

W CALLCENTER
ver.di auf der 
Callcenter World

Ende Februar war ver.di mit
einem Messestand auf der
Callcenter World 2012 präsent.
Dabei stand die Darstellung ihrer
Arbeit, die Ergebnisse einer
Umfrage zum Thema Bezahlung
in Callcentern sowie die Forde -
rungen nach einem tariflichen
Mindestlohn und mehr tarif -
vertraglichen Regelungen im
Mittelpunkt.

Aktiv am Messestand dabei
waren auch zahlreiche Mit glieder
des ehrenamtlichen   Branchen  -
vor standes Callcenter im Fach -
bereich 13.

Weitere Infos zum ver.di-
Stand unter: https://
besondere-dienste.verdi.
de/branchen/callcenter
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CALLCENTER

T E R M I N E

So nicht
ver.di, DGB und Betriebsrät/innen, insbesondere aus Callcentern, fordern

einen Stop der bisherigen Entwürfe zum Beschäftigtendatenschutz

W BETRIEBSRATS-
SEMINARE 2012

Für betriebliche Interessen -
vertreter/innen in Callcentern
werden auch in 2012 wieder in
Zusammenarbeit mit ver.di
Bildung + Beratung interessante
Seminare angeboten:

Seminar 1: Wirtschaftliche Lage
des Betriebs – Informationsrechte
des Betriebsrates, Möglichkeiten
und Grenzen der Mitwirkung
sowie aktuelle arbeitsgerichtliche
Rechtsprechung dazu.
Termin: 23. bis 27. April 2012
in Berlin,  ver.di-Bundes -
verwaltung

Seminar 2: Arbeitszeit und
Arbeitsdruck im Callcenter –
Handlungsmöglichkeiten des
Betriebsrates bei der Gestaltung
der Arbeit und die aktuelle
arbeitsgerichtliche Recht -
sprechung dazu.
Termin: 5. bis 9. November
2012 in Berlin

Weitere Informationen zum
Seminarplan, den Referent/innen,
zu den Kosten und zur An mel -
dung gibt es unter http://
besondere-dienste.
verdi.de/veranstaltungen 

Ulrich Beiderwieden

oder den Zeitraum zu dem die Kontrollen durch-
geführt werden, muss nicht informiert werden.“

Mit anderen Worten: Der/Die Mitarbeiter/in
darf überwacht werden, die Gespräche dürfen
auf gezeichnet werden und genutzt werden. Der/
Die Mitarbeiter/in muss einmal informiert wer-
den, dass er/sie abgehört wird.

Was im Umkehrschluss für den Arbeitgeber
bedeuten könnte: Wir zeichnen alles auf und nut-
zen diese Daten nach Belieben und müssen uns
nicht mehr mit dem/der Mitarbeiter/in beschäfti-
gen. Dies wäre eine Abkehr von der bisherigen
Philo sophie des Verbotes mit Erlaubnisvorbehalt.

Anstatt die Arbeitnehmer/innen zu schützen
und sparsam mit Daten umzugehen, werden nun
dem Arbeitgeber konkrete Mittel in die Hand ge -
geben, die dazu führen, dass die Skandale der
Vergangenheit mit diesen Entwürfen legitimiert
würden.

Die SPD hat dazu in der Drucksache 17/7176
Folgendes beantragt: „Eine generelle Inhalts kon -
trolle insbesondere zu Zwecken der Qualitäts -
sicherung durch Mithören und/oder Mitschneiden
von Telefonaten ist auch bei Beschäftigten in Call -
centern nicht erlaubt.“

Der ver.di-Bundeskongress hat im September
2011 in einem Initiativantrag den Entwurf der
Regie rungskoalition abgelehnt und Forderungen
zu einem echten Beschäftigtendatenschutz auf-
gestellt, siehe auch unter: https://bundeskon
gress2011.verdi.de/antraege/antrag.html?ca
t=I&sort=003&aid=13160

Die Teilnehmer/innen einer Fachtagung von
Betriebsrät/innen aus Call- und Servicecentern
haben im Oktober 2011 in Düsseldorf eine Reso -
lution verabschiedet unter dem Motto: „Gegen
den `Großen Lauschangriff� im Callcenter!“

Derzeit gibt es im Internet die Möglichkeit,
sich an einer Abstimmung über den aktuellen Be -
schäf tigtendatenschutzentwurf zu beteiligen,
siehe unter: https://www.dialog-ueber-deut
schland.de/ql?cms_idIdea=6102

Bitte beteiligt euch! W

VON STEPHAN SIELEMANN

Die Bundesregierung hat nach dem Bekannt -
werden verschiedener Datenschutzskandale

– etwa bei Lidl, Deutscher Bahn, Schlecker, Tele -
kom etc. – erklärt, dass sie aus diesen Skan dalen
gelernt habe und Konsequenzen ziehen werde.

Als Ergebnis wurde der Entwurf eines so ge -
nannten Arbeitnehmerdatenschutzgesetzes auf
den Weg gebracht. Mehrere Entwürfe geistern
nun schon seit längerer Zeit durch die verschiede-
nen politischen und gesellschaftlichen Gremien.
Der uns bekannte letzte Entwurf datiert vom Sep -
tember 2011.

Nach Durchsicht und Diskussion mit Betriebs -
rät/innen aus der Callcenter-Branche aber auch
mit Datenschützer/innen und Gewerkschaf ter/in -
nen, die in der Branche tätig sind, kommen wir zu
einer gemeinsamen Bewertung: So wie sich der
aktuelle Entwurf darstellt, wird sich der Arbeit -
nehmerdatenschutz erheblich verschlechtern.

Der DGB hat bereits vor Monaten Stellung be -
zogen und geurteilt: Besser kein neuer Gesetz -
entwurf als dieser. Die Unter schriften aktion des
DGB war erfolgreich, über 3.000 Betriebs- und
Personalrät/innen haben durch Un ter zeichnung
erklärt, dass sie die vorgesehenen Veränderungen
ablehnen.

Die aktuelle Formulierung des §32i im Ge -
setzentwurf hat es insbesondere für Callcenter-
Beschäftigte in sich:

Dort steht: „1. ... der Beschäftigte in geeigne-
ter Weise vorab darüber informiert worden ist,
dass Kontrollen stattfinden, und 2. die Kom -
muni ka tions  partner des Beschäftigten über die
Mög  lichkeit der Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung informiert worden sind und darin einge-
willigt haben. Der Arbeitgeber hat den Be schäf -
tigten unverzüglich über die Erhebung, Verarbei -
tung und Nutzung der Inhaltsdaten nach Satz 2
zu unterrichten.“

Als Begründung heißt es: „Erläuterung: Mit
der Änderung von Absatz 2 Satz 2 Nummer 1
wird klargestellt, dass die Beschäftigten darüber
zu informieren sind, dass Kontrollen ihrer Tätig -
keit vorgenommen werden. Über den Zeitpunkt
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T A R I F V E R T R Ä G E

W Lohnuntergrenze
(Mindestlohn) in der
Leiharbeit

Die Lohnuntergrenze in der
Leiharbeit ist zum Jahreswechsel
2011/2012 in Kraft treten. Sie
gilt für verleih- und/oder verleih-
freie Zeiten und darf nicht unter-
schritten werden, auch wenn 
der vergleichbare Lohn beim Ent -
leiher niedriger ist. Sie beträgt 
in den Neuen Bundesländern
einschließlich Berlin:
• Euro 7,01 ab in Kraft treten

bis zum 31.10.2012,
• Euro 7,50 in der Zeit vom

01.11.2012 bis zum
31.10.2013.

In den übrigen Bundesländern
müssen folgende Mindest ent -
gelte bezahlt werden:
• Euro 7,89 ab in Kraft treten

bis zum 31.10.2012,
• Euro 8,19 in der Zeit vom

01.11.2012 bis zum
31.10.2013.

Hierbei handelt es sich um die
im „Tarifvertrag zur Regelung
von Mindestarbeitsbedingungen
in der Zeitarbeit“ vom März/
April 2010, abgeschlossen zwi-
schen der DGB-Tarifgemeinschaft
und den Arbeitgeberverbänden
BZA und iGZ, vereinbarten
Mindestentgelte für die Laufzeit
01.05.2011 bis 31.10.2013.

W Praxistipps für die 
Tarif verträge DGB/BZA 
und DGB/iGZ

Nun liegt sie endlich vor – die
erste Kommentierung der Tarif -
verträge DGB/BZA und DGB/iGZ
aus Arbeitnehmersicht. Die elek-
tronische Fassung ist abrufbar
unter www.hundertprozen-
tich.de/tarifverträge.html. Die
Druckfassung ist für Mitglieder
unentgeltlich in jedem ver.di-
Bezirk erhältlich. Die Praxistipps
aus der Broschüre sind (auch)
Inhalt der neuesten Ausgabe von
„HUNDERTPROZENTICH“ mit
dem Titel „Jeder Cent zählt“. Sie
kann kostenlos herunter geladen
werden unter http://www.
hundertprozentich.de/images/
stories/einhundertprozentich/
pdfs/arbpapier_brpr_nr8.pdf.

LE IHARBE IT

Inakzeptabel ist zudem, dass es der Gesetz -
geber unterlässt, das Verbot der Dauerleihe zu
konkretisieren. Laut EU-Richtlinie Leiharbeit darf
die Überlassung von Arbeitnehmer/innen grund-
sätzlich nur „vorübergehend“ erfolgen. Das neue
AÜG definiert weder diesen Begriff, noch lassen
sich (zulässige) Höchstüberlassungsfristen finden.
Die Rechtsfolge einer unzulässigen Dauerleihe
wird ebenfalls nicht benannt. Nach richtiger Auf -
fassung besteht sie im Zustandekommen eines
Arbeitsverhältnisses zwischen Leiharbeit nehmer/ -
in und Entleiher.

Das neue AÜG, inklusive Mindestlohn, ist ein
erster kleiner Schritt im Kampf gegen den Miss -
brauch der Leiharbeit. Mehr nicht. Das ist aber
kein Grund zur Resignation – im Gegenteil.
Lothar Matthäus würde uns beispringen mit den
Worten: „Wir dürfen jetzt nur nicht den Sand in
den Kopf stecken.“ Auch eine schwarz-gelbe
Bundesregierung wird auf Dauer nicht umhin
können, der Forderung der Gewerkschaften und
der überwältigenden Mehrheit der Bevölkerung
nach Gleichbehandlung der Leiharbeit nehmer/in -
nen zu entsprechen. Die Frage des „ob“ ist längst
der Frage des „wie und wann“ gewichen. Unsere
Antwort lautet: Gleicher Lohn für gleiche Arbeit
vom ersten Tag an. W

VON GERD DENZEL

Seit dem 1. Dezember 2011 gilt
das neue Ar beit nehmer über las -

sungs gesetz (AÜG). Seit dem 1.
Januar 2012 gibt es eine Lohnunter -
grenze in der Leiharbeit. Die Bun -
desarbeits minis terin ist zufrieden
und lobt sich selbst für ihren erfolg-
reichen Einsatz gegen den Miss -
brauch der Arbeit nehmerüber las -
sung. Aber vielleicht ist Ursula von
der Leyen (CDU) auch nur ein Fan
des großen (Sport-)Philosophen
Lothar Matthäus. Der verhalf einst
dem Sprichwort „Ein gutes Pferd
springt nur so hoch wie es muss“ zu
neuer Popu larität.

Tatsächlich war der Mindest lohn
für Leiharbeit längst überfällig. Am
Ende wollten ihn alle. Nicht mehr
nur die Gewerkschaften, sondern
auch Arbeit geber verbände und Politik. Mit Aus -
nahme der FDP. Um deren Gesicht zu wahren,
wurde der Mindestlohn letztlich in Lohn unter -
grenze umgetitelt. An sons ten hat das neue AÜG
wenig zu bieten. Wirklich bemerkenswert ist 
einzig die so genannte Dreh tür klausel, die den
Aus tausch von Stamm belegschaften durch Leih -
arbeit neh mer/in nen verbietet. Diese Änderung
wäre aber ohne die Gegenwehr der Beschäftigten
bei Schlecker und von ver.di vermutlich auch nicht
erfolgt. Nicht gänzlich unerwähnt bleiben sollte,
dass Leih arbeitnehmer/innen bei der Besetzung
freier Stellen und der Nutzung von Sozial einrich -
tungen nunmehr gleichbehandelt werden müs-
sen.

Bände spricht hingegen, dass die Gesetzes -
novellierung zum Prinzip „gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“ kein Wort verliert. Ursula von der
Leyen, die keine Gelegenheit auslässt, sich als
Verfechterin der Gleichbehandlung der Leih -
arbeit  nehmer/innen zu inszenieren, verweigert
sich der Thematik. Damit entlarvt sie sich als
Sonntagsrednerin. Mehr noch – sie setzt die EU-
Richtlinie Leiharbeit nicht um. Diese erlaubt ein
Abweichen von Equal Pay und Equal Treatment
allenfalls, wenn der „Gesamtschutz von Leih -
arbeit  nehmern“ gewährleistet ist.

Die Sonntagsrede
Der Mindestlohn für die Leiharbeit ist da. Doch die gesetzliche Regelung

verliert kein Wort zum Prinzip „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“.
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TAR IFVERTRÄGE

P A R T E I E N

Kassenärztliche Vereinigung Berlin
W Die Linke: ver.di hat
Tarifabschluss erreicht

Für die Beschäftigten der
Partei DIE LINKE haben sich die
Tarifparteien auf ein umfang -
reiches Tarifpaket geeinigt:

Die Entgelte der Beschäftig -
ten in den Entgeltgruppen 2 bis
8 werden mit Wirkung vom 1.
Januar 2012 um 3,0 Prozent und
mit Wirkung vom 1. Januar 2013
noch einmal um 3,0 Prozent
erhöht. Die Laufzeit des Ver -
trages beträgt 24 Monate bis
zum 31. Dezember 2013.

Das Entgeltgruppen verzeich -
nis im Tarifvertrag wird überprüft
und gegebenenfalls den verän-
derten Bedingungen angepasst.
Hierzu wurde eine Arbeitsgruppe
eingerichtet.

Die Arbeiten an einer Nach -
folgeregelung für den im Jahr
2010 arbeitgeberseitig gekündig-
ten und ausgelaufenen Alters -
teilzeit-Tarifvertrag werden fort-
gesetzt. Hierzu wurde ebenfalls
eine Arbeitsgruppe gebildet, die
die Grundlagen für neue Ver -
handlungen schaffen soll.

Vor der Entscheidung in der
Tarifkommission zur Annahme
des Verhandlungsergebnisses
gab es eine Rückkopplung mit
der Betriebsgruppe, die dem
Ergebnis einstimmig zugestimmt
hat.

Wichtig war der Tarifkommis -
sion, die Tarifeinheit zwischen
den Ländern und dem Bund
 beizubehalten sowie die  Ein -
kommens entwicklung für die
Beschäf tigten nicht von den all-
gemeinen Tariferhöhungen abzu-
koppeln.

Die beiden Verhandlungs -
führer, Genosse Raju Sharma für
die Partei DIE LINKE und Kollege
Andreas Sander für ver.di, be -
zeichneten das Verhandlungs -
ergebnis als einen fairen Kom -
pro miss, der die Wert schätzung
der Partei DIE LINKE für ihre Be-
schäftigten zum Ausdruck bringe,
im Hinblick auf die gestiegenen
Lebenshaltungskosten aber auch
notwendig sei. W

Andreas Sander

tungstarifvertrages werden nun die Kolleg/innen
in den TV-L Berlin überführt. Die ver.di-Tarif kom -
mission konnte dabei günstigere Bestandteile des
alten Tarifvertrages als Besitzstand sowie die 38,5
Stundenwoche und eine hundertprozentige Son -
derzuwendung festschreiben. W

Jürgen Stahl

Kurz vor Weihnachten konnte ein neuer Rah -
men manteltarifvertrag für die Kassen ärztliche

Vereinigung (KV) Berlin abgeschlossen werden.
Bisher orientierte sich der Tarifvertrag am BAT-
Berlin – somit erhielten die Beschäftigten seit
2003 keine Lohn- und Gehaltserhöhungen.
Durch den Abschluss des neuen Mantel-Überlei-

Technik und Museum Marketing
Berlin

delt, die für zumeist 400 Euro, einige wenige
auch für 800 Euro, bei der GmbH arbeiten und
somit überwiegend nur 53 Arbeitsstunden pro
Monat anwesend sind. Als Stundenlohn ist das
jeweilige Stundenentgelt des Berliner Aus schrei -
bungs- und Vergabegesetzes (demnächst 8,50
Euro) zu Grunde gelegt worden sowie die jeweili-
ge Übernahme der Entgelt erhöhungen des TV-L. 

Für die rund 16 Beschäf tigten im Wach- und
Sicherheitsbereich gelten ebenfalls diese Entgelte.
Weiterhin konnte der Nachtzuschlag auf 15 Pro -
zent festgeschrieben werden und neben dem
Urlaubsanspruch erhalten die Kolleg/innen eine
bezahlte Freischicht. W

Jürgen Stahl

Ab dem 1. Januar 2012 unterliegen die Be -
schäf tigten der T&M Technik und Museum

Marketing GmbH einem Tarifvertrag. Über zwei
Jahre dauerte es, bis nun endlich der Widerstand
der Geschäftsführung und des Senats von Berlin
gebrochen werden konnte. Da es sich bei der
T&M GmbH um eine hundertprozentige Tochter
der Stiftung Deutsches Technik Museum handelt,
hatte der Senat wohl große Ängste, dass eine
Tarifierung dieser GmbH in Berlin Schule machen
könnte. Mehrere Warnstreiks und Aktionen sowie
verstärkte Öffentlichkeitsarbeit waren daher
nötig, um die Arbeitgeber an den Verhandlungs -
tisch zu bekommen. Dies war nicht immer ein-
fach, da es sich bei den Arbeitnehmer/innen
über  wiegend um Besucherbetreuer/innen han-

Gehaltsrunde 2012 für die
Beschäftigten des SoVD eröffnet
ver.di-Tarifkommission beschließt Forderungen

Aus bildungsvergütungen um einheitlich 40 Euro
bei einer Laufzeit des neuen Gehaltstarifvertrages
von 12 Monaten. Darüber hinaus fordert die Tarif -
kommission eine Bonus regelung für ver.di-Mit -
glieder in Höhe einer zusätzlichen bezahlten Frei -
stel lung von der Arbeit bzw. zusätzlichen Urlaub
von drei Tagen.

Wir sind auf die Angebote der Arbeitgeber -
seite gespannt. So viel sei verraten: In der Um -
frage haben 81,8 Prozent der Beteiligten mitge-
teilt, dass sie bereit sind, sich aktiv an einer besse-
ren/gerechteren Bezahlung zu beteiligen – ein
deutliches Signal an die Arbeitgeberseite.

Weitere Informationen unter: https://beson-
dere-dienste.verdi.de/branchen/parteien/
sovd W

Ulrich Beiderwieden

Nach über zweijähriger Laufzeit war der Ge -
haltstarifvertrag für die Beschäftigten des

Sozialverbandes Deutschland (SoVD) erstmalig
zum 30. April 2012 kündbar. Auf Anregung
durch die Tarifkommission wurden seit Dezember
in einer Tarifumfrage die Meinungen und Anre -
gungen durch die Beschäftigten des SoVD bun-
desweit abgefragt. Das Interesse war groß, denn
etwa ein Drittel der Beschäftigten meldeten sich
zurück, und es kommen immer noch Umfrage -
bögen zurück. In der Umfrage ging es auch um
Vorstellungen zur Gehaltsrunde und zu einer
mög lichen aktiven Begleitung durch die Beschäf -
tigten.

Nach Beratungen in der Tarifkommission wur -
de folgende Forderung beschlossen: Erhöhung
der Gehälter um 6 Prozent sowie Erhöhung der
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Der Tarifabschluss für

Auszubildende bei der BCD

Travel ist gelungen

Eine tolle
Perspektive

VON ANNEMARIE DINSE

Das Unternehmen BCD Travel blickt auf eine
lange Geschichte zurück. 1847 wurde die

Hamburg-Amerikanische Packetfahrt-Actien-
Gesellschaft (später Hapag) und 1857 der Nord -
deutsche Lloyd (NDL) gegründet. 1905 eröff -
neten Hapag und NDL in Berlin die ersten
Reisebüros. 1970 erfolgte die Fusion beider Un -
ternehmen zur Hapag-Lloyd AG. 1998 wurde
Hapag-Lloyd von der Preussag AG übernommen
und die Hapag Touristik Union in TUI Group
umbenannt. Die TUI Group übernahm 1999 die
Gesellschafteranteile der First Reisebüro Mana -
gement und 2001 verschmolzen First Reisebüro
Management und Hapag-Lloyd Ge schäftsreise
zur TUI Business Travel Deutschland. TUI
Business Travel und die US-amerikanische Maritz
Travel Group gründen 2001 die globale Marke
TQ3 Travel Solutions. 2004, gaben TQ3 Travel
Solutions Management Holding und Navigant
International ihre Kooperation be kannt.

Die BCD Travel wurde 2006 gegründet. Die
BCD Holdings N.V. ist ein niederländisches
Unternehmen in Familienbesitz und die heutige
Muttergesellschaft des BCD-Konzerns. Die drei
Unternehmen World Travel BTI, The Travel
Company und TQ3 Travel Solutions wurden unter
einem Dach zusammengeführt.

BCD Travel ist nach eigenen Angaben der
dritt größte Geschäftsreiseanbieter weltweit.
Unter dem Namen BCD Travel sind Tochter unter -
nehmen der BCD Holdings N.V. in über 90
Ländern präsent. Weltweit sind über 10.800
Mitarbeiter für BCD Travel tätig. Der Sitz der deut-
schen Tochtergesellschaft BCD Travel GmbH
befindet sich in Bremen. BCD Travel Germany ist
deutscher Marktführer in dieser Branche, so steht
es auf wikipedia.

Das Unternehmen ist 2007 aus der Tarif -
gemeinschaft des Deutschen Reiseverbandes
(DRV-T) ausgetreten und lehnte seitdem eine
Rück kehr ab. Durch hohes Engagement und
Über zeugungskraft der ver.di-Mitglieder in Be -

triebs ratsgremien konnte die Mitgliedschaft in
ver.di durch die Beschäftigten deutlich erhöht
werden. Das klare Mandat der Belegschaft für
Haustarifverhandlungen war nun vorhanden.

Auch die Arbeitgeberseite wollte wieder ein-
heitliche Bedingungen und war zu Verhand -
lungen bereit. Der Tarifvertrag schafft soziale
Sicher heit, Rechtssicherheit und bildet die Ge -
staltungsgrundlage für die Arbeitsbeziehungen. 

Man verständigte sich, im ersten Schritt einen
Tarifvertrag für die Auszubildenden zu verhan-
deln. Im Juli 2011 fand die erste Verhandlung
statt. Im Gegensatz zu den Verhandlungen für
den Flächentarif gelang es mit großer gegenseiti-
ger Wertschätzung und hohem sozialpartner-
schaftlichen Niveau bereits nach drei Verhand -
lungsrunden im Dezember 2011 einen für beide
Seiten tragfähigen Ausbildungstarifvertrag abzu-
schließen.

Die Ausbildungsbedingungen sind nun seit
Januar 2012 tariflich geregelt. Das Ergebnis ist ein
deutliches positives Zeichen und der Versuch,
dem vorhandenen Fachkräftemangel in der
Branche und vor allem im eigenen Hause entge-
genzuwirken. Die Absenkung der Arbeitszeit von
40 auf 38 Stunden pro Woche, die Erhöhung der
Ausbildungsvergütung um 4 Prozent, die Er hö -
hung des Urlaubsgeldes um mehr als 10 Prozent
wurden vereinbart. Ebenso gibt es nach über 20
Jahren deutscher Einheit auch keinen Unterschied
mehr zwischen Ost- und West-Gehältern. Die un -
befristete Übernahmegarantie in Vollzeit nach
Been digung der Ausbildung ist für die dringend
benötigten qualifizierten Nachwuchskräfte eine
tolle Perspektive für die berufliche Zukunft.

Als nächster Schritt soll ein Haustarif für die
mehr als 2000 Beschäftigten in Deutschland fol-
gen. Im Februar 2012 werden die Gespräche hier-
zu aufgenommen. W

TOU R IST IK

F R I S E U R E

W WENN NICHT HIER,
WO DENN SONST
ver.di auf der Fachmesse
Hair & Style in Stuttgart
für Friseurbedarf und
Kosmetik

Zum zweiten Mal beteiligte
sich Ende November 2011 die
Gewerkschaft ver.di mit einem
Informationsstand auf der
Hair&Style, der Fachmesse für
Friseurbedarf, Kosmetik in der
Neuen Messe in Stuttgart. „Dort
wollen wir“, betont Marcus
Borck, Landesfachbereichsleiter
Besondere Dienstleistungen,
„bewusst die Zielgruppe der
Beschäftigten der Friseur- und
Kosmetikbranche sowie die
Azubis direkt ansprechen. Dazu
bietet uns die Messe den idealen
Platz, um mit Beschäftigten und
auch Auszubildenden ins Ge -
spräch zu kommen“.

In diesem Jahr stellten inter-
essierte Besucher/innen vor allem
die Frage nach der geltenden
Bezahlung und den Rahmen -
bedingungen für das Arbeits ver -
hältnis. Auch Arbeitgeber vertreter
des Fachverbandes erklärten sich
bereitwillig, dem zunehmenden
Lohndumping entgegenzutreten.
Als Fachverband haben die
Arbeitgeber ebenso wie ver.di ein
Interesse daran, dass der verdien-
te Lohn mindestens die Existenz
eines Arbeit nehmers absichern
muss. Löhne unterhalb des all -
gemeinverbind lichen Tarifs wie 
in Baden-Württem berg darf es
nicht geben. Zudem sei eine zeit-
nahe Steige rung für die Zukunft
 erforderlich.

Die ver.di-Jugend Baden-
Württemberg ging aktiv auf die
jugendlichen Besucher der Messe
zu und lud zur Mitgliedschaft und
zum Mitmachen bei ver.di ein. 
Bei fast 16.000 Besucher/innen
an zwei Messetagen hat sich der
Messeauftritt gelohnt, so Marcus
Borck. Am 2. und 3. Dezember
2012 will sich der Fachbereich
wieder auf der Hair&Style Messe
präsentieren. W
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Zwar gilt im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
der Grundsatz „Equal Pay“, jedoch sind schlech-
tere Arbeitsbedingungen immer dann möglich,
wenn sie in einem Tarifvertrag vorgesehen sind.
Die derzeit in der Zeitarbeit in München ange-
wandten Tarifverträge (wie der von der so ge -
nann ten christlichen Gewerkschaft CGZP mit der
AMP, dem Arbeitgeberverband Mittelständischer
Personal dienstleister) sehen zum Teil eine gerin-
gere Ver gütung als im TVöD vor.

Wird der SPD-Antrag umgesetzt, hat dies eine
Anhebung der Löhne und Gehälter auf TVöD-
Niveau zur Folge. Das bedeutet, dass die
Stundenlöhne von Kraftfahrern und Kranken -
schwestern um mehr als 3 Euro steigen. Da
München beim Lebensunterhalt – insbesondere
jedoch bei den Mieten – eine der teuersten Groß -
städte ist, ist diese Anhebung der Gehälter be -
sonders wichtig für die betroffenen Kollegin nen
und Kollegen.

Da sich die SPD Münchens für die Umsetzung
des Grundsatzes „Equal Pay“ in der Leiharbeit
einsetzt und verhindern möchte, dass er durch
den Bezug von Arbeitsverträgen auf jene Zeit -
arbeitstarifverträge, die eine geringere Entloh -
nung als der TVöD ermöglichen, ausgehebelt und
so zu einem Lippenbekenntnis wird, ist dieser
Vorstoß für ver.di besonders interessant. Er stellt
einen kreativen Anstoß zum Umgang mit der der-
zeitigen rechtlichen Lage in der Leiharbeit dar, der
durchaus nachahmenswert ist! W

VON STEPHAN TREGEL

Die SPD-Stadtratsfraktion der Landeshaupt -
stadt München macht Ernst mit der Um -

setzung von zentralen gewerkschaftlichen For -
derungen, indem Arbeitnehmerüberlassung und
befristete Beschäftigungsverhältnisse bei der
Stadtverwaltung und den städtischen Be teili -
gungsgesellschaften neu geregelt werden. Zen -
trale Punkte des SPD-Antrages, dessen An nah -
me bei der rot-grünen Mehrheit im Stadt rat als
reine Formsache gelten kann, ist, dass Leih arbeit
und befristete Beschäftigungs verhält nisse die
Ausnahme bleiben, bestehende Leih arbeits ver -
hältnisse abgebaut und in Regel ver hält nisse um -
gewandelt werden, und – ganz wich tig – dass
Leih arbeitnehmerinnen und -ar bei t nehmer den
gleichen Lohn nach angewandtem Tarif vertrag
wie die festangestellten Tarif beschäftigten be -
kommen.

Die Beschäftigung von Leiharbeitnehmer/in -
nen ist auch in der Stadt München manchmal
unumgänglich, um etwa kurzfristige Auftrags -
schwankungen abzufedern. Bei der Stadt Mün -
chen und ihren Beteiligungsgesellschaften bleibt
der Einsatz von Leiharbeit aber die Ausnahme. Im
Jahr 2010 wurden dort insgesamt knapp 1.000
Leiharbeitnehmer/innen beschäftigt. Die meisten
davon in folgenden Bereichen: 358 bei muc-
ground, der Service Flughafen GmbH des
Flughafens München, 224 bei den städtischen
Kliniken München GmbH und 98 in der (Alten-)
Pflege bei der Münchenstift GmbH. 

Die SPD München setzt sich für die Begrenzung der Leiharbeit und die

Gleichbehandlung der Leiharbeiternehmer/innen in den städtischen

Betrieben ein

Equal Pay im Süden

B E T R I E B S R Ä T E

W ERFOLG VOR
GERICHT
Fristlose Kündigung 
des TÜV-Süd-Betriebsrat
gescheitert

In der Sache „Prozessbetrug
gegen den Betriebsrats vorsitzen -
den der IS GmbH Mannheim“ 
ist vor dem Arbeitsgericht in
Mannheim Recht gesprochen
worden. Das Arbeitsgericht sah
im vorliegenden Sachverhalt kei-
nen Prozessbetrug und verwei-
gerte seine Zustimmung zur frist-
losen Kündigung. Das bedeutet,
dass der TÜV SÜD damit geschei-
tert ist, eine fristlose Kündigung
gegen den BR-Vorsitzenden der
IS GmbH auszusprechen.

„Dass die für meine Familie
und mich schwierige Zeit nun-
mehr vorüber ist – und das auch
noch kurz vor dem Weihnachts -
fest – ist eine sehr gute Nach -
richt. Ich freue mich darüber und
möchte mich bei allen Kollegin -
nen und Kollegen bedanken, die
mich in den letzten Monaten
unermüdlich unterstützt haben,
die mir Mails geschrieben haben,
die mir Mut zugesprochen ha ben,
die mich angerufen haben, die
mich zu den Prozesstagen vor
dem Arbeitsgericht begleitet
haben oder die auf anderen
Wegen mir ihre Solidarität ge -
zeigt haben. Das alles hat mit
sehr geholfen, hat mir Kraft ge -
geben, auch in Situationen, in
denen es mir nicht wirklich gut
ging. Vielen herzlichen Dank
dafür! Ich hoffe jetzt bald wieder
in eine gewisse Normalität
zurückzufinden und mich wieder
auf meine beruflichen Themen in
der IS GmbH konzentrieren zu
können.“

Es ist zu wünschen, dass es
zukünftig gelingt, ohne gericht -
liche Verfahren die betrieblichen
Themen zielorientiert und
 konzentriert zu bearbeiten. W

Die Redaktion

LE IHARBE IT
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Mitgliederentwicklung im Fachbereich im 

Jahre 2011 wieder im Plus – ein Überblick

Mitgliederbestand und Entwicklung in den Fachgruppen (Stand 31. Dez. 2011)

Erfreulich 

VON HANS-JÜRGEN SATTLER

Der Fachbereich 13 hat das Jahr 2011 wieder
mit einem Mitgliedergewinn abgeschlos-

sen. Die Mitgliederzahl im Fachbereich betrug
am 31.Dezember 2011 99.373 und lag damit
um 253 Mitglieder (+ 0,23 Prozent) höher als im
Vorjahr. Im Jahr 2010 stagnierte die Mit glie der -
zahl. Damit haben wir im Jahre 2011 eines der
besten Ergebnisse seit ver.di-Grün dung im Fach -
bereich 13 erzielt. Uns ist es nach 2008 und
2009 wieder gelungen, ein Plus in der Mit glie -
der  entwicklung zu erzielen.

Zum Vergleich: Die Mitgliederzahl von ver.di
Ende Dezember lag bei 2.070.990 Mitgliedern
und damit um 23.465 niedriger als im Dezember
2010 (-1,12 Prozent). Insgesamt verzeichneten
fünf Fachbereiche in ver.di einen absoluten Mit -
gliederzuwachs, der Fachbereich 3 (Ge sund heit,
soziale Dienste, Wohlfahrt, Kirchen), der Fach -
bereich 4 (Sozialversicherung), der Fach be reich 5
(Bildung, Wissenschaft, Forschung), der Fach be -
reich 1 (Finanz dienstleistungen) und der Fach -
bereich 13 (Besondere Dienstleistungen). Im Jahr
2010 hatten drei Fachbereiche mit einer posi tiven
Mitgliederentwicklung abgeschlossen.

Im Jahre 2011 sind in den Fachbereich insge-
samt 7.760 (7,83 Prozent im Verhältnis zu
Dezember 2010) Mitglieder eingetreten. Ein
Jahr davor waren es 8.210 Mitglieder (8,28 Pro -
zent im Verhältnis zu Dezember 2009). Das sind
also über 430 Eintritte weniger als im Vorjahr.
Gegenüber dem Jahr 2009 sind es sogar 782
Eintritte weniger. Im Jahre 2011 haben insgesamt
8.295 Mitglieder den Fachbereich verlassen. Das
sind gegenüber dem Dezember 2010 8,37 Pro -

zent (kumulierte Austrittsquote des Jahres 2011).
Im Jahre 2010 lag diese Zahl mit 8.632 Mit -
gliedern um 332 Mitglieder höher. Be reits ein Jahr
vorher ist die Zahl um 155 Mitglieder gesunken.
Auch wenn weniger aus dem Fach bereich 13 aus-
getreten sind, so ist die kumulierte Austrittsquote
des Fachbereichs mit 8,37 Prozent in ver.di die
höchste Quote. 

In der Langzeitbetrachtung der Mitglieder -
entwicklung zwischen der ver.di-Gründung im
März 2001 und dem 31. Dezember 2011 ergibt
sich für den Fachbereich folgendes Bild: Die
Mitgliederzahl ist von 116.285 Mit gliedern auf
99.373 gesunken. Das ist ein Minus von 16.912
Mitgliedern (-14,50 Prozent). Das ist im Vergleich
zu den anderen Fach bereichen – nur die FB Ge -
sundheitswesen und Bildung, Wissen schaft und
Forschung haben eine bessere Ent wicklung – das
drittbeste Ergebnis. 

Ein Hinweis zur Entwicklung der erwerbstäti-
gen Mitglieder im Fachbereich 13. Mit 69.037
erwerbstätigen Mitgliedern liegt der Anteil im
Fachbereich 13 an den Gesamtmitgliedern bei
69,47 Prozent (Vorjahr 68,9 Prozent) und ist da -
mit leicht gestiegen. ver.di hat einen Anteil von
75,05 Prozent erwerbstätigen Mitgliedern. 

Im Fachbereich 13 haben wir mit 51.769 Mit -
gliedern einen Frauenanteil in Höhe von 52,10
Prozent. Im letzten Jahr lag der Anteil bei 52,20
Prozent. Der Anteil der Frauen ist also um 0,10
Prozent leicht gesunken.

Insgesamt 5.172 Jugendliche sind im Fach -
bereich 13 organisiert. Das ist ein Anteil von 5,20
Prozent. Das sind 135 Jugendliche weniger (- 2,54
Prozent) als ein Jahr zuvor. Im Fachbereich sind
insgesamt 795 Auszubildende Mitglied. Das ist
eine kleine Steigerung. W

INTERN ES

Pseudogruppe 1.791 -251 -12,20

ISF 28.646 -345 -1,19

TFW 18.232 186 1,03

Fokus ver.di 45.496 704 1,57

ver.di Beschäftigte 5.204 -63 -1,20

FB 13 gesamt 99.373 232 0,23

G E M A

W ver.di-Seminar für
Betriebsräte der GEMA

Schon seit vielen Jahren tref-
fen sich Betriebsräte der GEMA
zu einem unternehmensbezoge-
nem Seminar, um sich inhaltlich
für die tägliche Arbeit in den
 örtlichen Betriebsrats-Gremien
und im Gesamtbetriebsrat fit zu
machen.

Die Themen des diesjährigen
Seminars lauten Rechte und
Mitbestimmung der Betriebsräte
beim betrieblichen Datenschutz,
insbesondere im Hinblick auf
aktuelle Beratungen zu einer
Neuregelung. Des Weiteren die
Mitbestimmungsrechte des
Betriebsrates bzw. Gesamt -
betriebsrates bei der Vergütung
von AT-Angestellten gemäß den
Regelungen des Betriebsverfas -
sungs gesetzes (BetrVG).

Dazu kommen aktuelle
betriebliche Themen zur Anwen -
dung und Umsetzung im Rahmen
des Haustarifvertrages und zur
Umsetzung der zweiten Stufe des
Tarifabschlusses 2011 in diesem
Jahr.

Das Seminar findet vom 
21. bis 25. Mai 2012 in der 
ver.di-Bildungsstätte Saalfeld in
Thüringen statt.

Weitere Informationen zum
Seminarplan, zu den Referenten,
zu den Kosten und zur  An -
meldung gibt es unter http://
besondere-dienste.verdi.de/
veranstaltungen W

Ulrich Beiderwieden

Veränderung in
Prozent Brutto in 2011

Veränderung in absoluten
Zahlen Brutto in 2011

Mitglieder am
31.12. 2011

Arbeitsgruppe

GEMA
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Ute Gottschaar

O-TON

W Für tariflich
 abgesicher te Arbeits -
bedingungen

Die 46-jährige Volljuristin 
Ute Gottschaar ist seit neun
Monaten Leiterin des Landes -
bezirks fachbereichs 13 in Nieder -
sachsen-Bremen, Sitz Hannover.
In ihrer bisherigen 17-jährigen
gewerkschaftlichen Tätigkeit war
sie als Rechts schutz sekretä rin,
als Personal referentin in der
DAG-Haupt verwaltung und beim
ver.di-Bundesvorstand sowie als
Tarifsekretärin im Gesundheits -
wesen tätig. 

Als Schwerpunkt ihrer Arbeit
sieht sie im Fachbereich 13 den
Kampf für faire, tariflich abgesi-
cherte Arbeits- und Entlohnungs -
bedingungen, insbesondere bei
den vielen prekären Beschäfti -
gungs verhältnissen. Darüber
 hinaus muss die Teilhabe der
Beschäftigten an den positiven
Produktivitätsentwicklungen der
großen Konzernbetriebe im FB 13
gesichert werden sowie Ant -
worten auf die sich ständig
durch die neuen Technologien
verändernden Arbeitsbedin -
gungen gefunden werden.

Diesen Anforderungen will
sich Ute Gottschaar mit den
Haupt- und Ehrenamtlichen
 stellen, indem neue Methoden
bei der prozessorientierten
Gewerkschaftsarbeit im Organi -
sationsbereich angewandt wer-
den. Sie will dies etwa über
Schwerpunktbildung und bedin-
gungsgebundene Tarifarbeit
erreichen. So kann sichergestellt
werden, dass Ressourcen nur
dort eingesetzt werden, wo
Erfolge möglich sind. W

Ulrich Beiderwieden

und Freizeit, Altersarmut von Frauen oder, was
heißt „Gute Arbeit für Frauen“, die Diskus sio -
nen im BFR waren sehr inspirierend für mich.
Ich habe immer wieder interessante Aspekte
für den Fachbereich und meine Arbeit als
Betriebsratsvorsitzende bei Greenpeace e.V.
mitgenommen. Im BFBV berichte ich aus dem
BFR und hoffe, dass die frauenpolitischen
Anregungen in die Gremien auf Länder- und
Bezirksebene weitergetragen werden.

Die wichtigsten Erfolge? Was nervt?

Die Frauenarbeit im FB hat meines Erachtens
noch keine wirklichen Erfolge zu verzeichnen.
Wir hatten eine engagierte Diskussion um zu
entwickelnde Frauenstrukturen im FB auf 
der letzten BFB-Frauenkonferenz. Es gibt von
einigen Frauen, die im FB auf Bundes- oder
Länderebene aktiv sind, ein Interesse sich zu
vernetzen und über fachbereichsspezifische
Frauenthemen zu diskutieren. Dies möchte ich
in den nächsten Jahren voranbringen.

ver.di hat die Frauenquote und ich finde sie
richtig und angemessen. ver.di hat auch eine
Vereinbarung zur Verwendung von geschlech-
tergerechter Sprache. Wenn beides von
Männern oder auch Frauen immer wieder in
Frage gestellt oder ignoriert wird – das NERVT!

Welche Probleme haben Frauen im Fachbereich?

Wir haben im Fachbereich einige Branchen, die
im Niedriglohnbereich liegen – wie Friseure,
Callcenter, Zeitarbeit. Die Durchsetzung des
Mindestlohns ist gerade für Frauen, die durch-
schnittlich 23 Prozent weniger als die Männer
verdienen, von hoher Wichtigkeit. Befristun -
gen, ungewollte Teilzeit und Minijobs sind
Themen der prekären Beschäftigung, die
besonders die Frauen im FB betreffen. Bisher
haben wir noch keine systematische Erfassung
der speziellen Probleme von Frauen im Fach -
bereich durchgeführt. Eine entsprechende
Abfrage wäre eine gute Grundlage für zukünf-
tige Frauenarbeit im FB 13. W

Fragen: Stephan Tregel

die besonderen: Gründe für Dein Engage -
ment für die Themen von Frauen? 

Christiane Sattler: Frauen erbringen weltweit
52 Prozent der Arbeitsleistungen, erhalten aber
nur 10 Prozent des Welteinkommens und
besitzen nur 1 Prozent des Eigentums.

Ich war Anfang 20, als ich mich über die
 Friedens bewegung politisierte. Den großen
Friedensdemos in Bonn folgte meine Teilnahme
an politischen Diskussionen um Frieden und
Gerechtigkeit. Wer hat welche Rechte in unse-
rer Gesellschaft und warum? Wer übt Macht
aus und wie? Mit Freundinnen habe ich u.a.
Texte zur Entstehung des Patriarchats, Gewalt
gegen Frauen und Ausbeutung der Arbeitskraft
von Frauen diskutiert. Wir haben unsere eigene
Situation reflektiert und Demos zum 8. März
und Veranstaltungen zu frauenrelevanten
Themen organisiert. Anfang der Neunziger war
ich mit meiner Freundin ein Jahr in Nicaragua,
wo wir verschiedene Frauenprojekte besucht
haben und bis heute gute Kontakte zu den
organisierten Frauen dort haben. Ich finde es
unerträglich, dass wir gerade in Europa die
Voraussetzung für eine wohlhabende, aufge-
klärte Gesellschaft haben, aber Frauen dennoch
durch Rollenzuschreibung, Gewalt und
Nichtpartizipation an Macht stark benachteiligt
werden. 

Deshalb engagiere ich mich und unterstütze
Frauen, da wo ich gerade bin, sich für die
Gleichstellung von Frauen stark zu machen.
Dabei sind Männer gern gesehene Bündnis -
partner ☺.

Welche Erfahrungen hast Du bisher mit dieser
Aufgabe gemacht?

Bei ver.di war ich in den letzten 4 Jahren stell-
vertretende Delegierte des Bundesfachbereichs -
vorstandes (BFBV) für den Bundesfrauenrat
(BFR). Als Stellvertreterin habe ich selten an
den Treffen teilgenommen, aber wenn, hat
mich die Ernsthaftigkeit und hohe Fachlichkeit
der dort engagierten Kolleginnen sehr beein-
druckt. Ob es der equal pay oder girls day war,
die Frage der Vereinbarkeit von Beruf, Familie

Christiane Sattler, Betriebsrats vorsitzende bei Greenpeace e.V., ist Mitglied des

Bundesfachbereichsvorstandes FB 13 und Delegierte für den Bundesfrauenrat bei ver.di

Frauen stützen 
die Hälfte des Himmels

(Chinesisches Sprichwort)
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Ich möchte Mitglied werden ab:

Monat/Jahr

Persönliche Daten:

Name

Vorname/Titel

Straße/Hausnummer

PLZ Wohnort

Geburtsdatum

Telefon

E-Mail

Staatsangehörigkeit

Geschlecht  weiblich  männlich

Beschäftigungsdaten

 Arbeiter/in  Angestellte/r

 Beamter/in  DO-Angestellte/r

 Selbstständige/r  freie/r Mitarbeiter/in

 Erwerbslos

  Azubi-Volontär/in-

  

Bin/war beschäftigt bei (Betrieb/Dienststelle/Firma/Filiale)

Straße/Hausnummer im Betrieb

PLZ Ort

Branche 

ausgeübte Tätigkeit

  ich bin Meister/in-Techniker/in-Ingenieur/in

Tarifvertrag

Tarifl. Lohn- oder Gehaltsgruppe bzw. 
Besoldungsgruppe

Tätigkeits-/Berufsjahr, Lebensalterstufe

regelmäßiger monatlicher Bruttoverdienst

Euro

Einzugsermächtigung:

Ich bevollmächtige die ver.di, den satzungs-
gemäßen Bei trag bis auf Widerruf im Last-
schrift ein zugs verfahren

zur Monatsmitte  zum Monatsende  

 monatlich  halbjährlich

 vierteljährlich  jährlich

Name des Geldinstituts/Filiale (Ort)

Bankleitzahl Kontonummer

Name Kontoinhaber/in (Bitte in Druckbuchstaben)

Datum/Unterschrift Kontoinhaber/in

oder im Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren* 
monatlich bei meinem Arbeitgeber einzu-
ziehen. *(nur möglich in ausgewählten Unternehmen) 

Personalnummer (nur für Lohn-/Gehaltsabzugsverfahren

Ich war Mitglied der Gewerkschaft:

von:  bis: 
  Monat/Jahr  Monat/Jahr

Monatsbeitrag: Euro 

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Sat-
zung pro Monat 1% des regelmäßigen monatli chen 
Bruttoverdienstes. Für Rentner/innen, Pensionär/innen, 
Vorruheständler/innen, Krankengeldbezieher/innen 
und Erwerbslose beträgt der Monatsbeitrag 0,5% des 
regelmäßigen Bruttoeinkommens. Der Mindest-
beitrag beträgt € 2,50 monatlich. Für Hausfrauen/
Hausmänner, Schüler/innen, Studierende, Wehr-, Zivil-
dienstleistende, Erziehungsgeldempfänger/innen und 
Sozialhilfeempfänger/innen be trägt der Beitrag € 2,50 
monatlich. Jedem Mitglied steht es frei, höhere Beiträge 
zu zahlen.

Datenschutz
Ich erkläre mich gemäß § 4a Abs. 1 und 3 BDSG ein-
verstanden, dass meine mein Beschäftigungs- und 
Mitgliedschaftsverhältnis betreffenden Da ten, deren 
Änderungen und Ergänzungen, im Rahmen der 
Zweckbestimmung meiner Gewerkschaftsmitglied-
schaft und der Wahrnehmung gewerkschafts-
politischer Aufgaben elektronisch verarbeitet und 
genutzt werden.
Ergänzend gelten die Regelungen des Bundes-
datenschutzgesetzes in der jeweiligen Fassung.

Datum/Unterschrift

Datum/Unterschrift

Werber/in: 

Name

Vorname

Telefon

Mitgliedsnummer W
-2

98
2-

02
-0

61
0

 Vollzeit
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: 
ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Die Besonderen . Paula-Thiede-Ufer 10 . 10179 Berlin
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